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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

SVP-Nationalrat Michaël Buffat (svp, VD) verlangte in einer im März 2021 eingereichten
Motion «keine Ausweitung des Flüchtlingsbegriffs über Umwege». Mit seinem Vorstoss
wollte er den Bundesrat damit beauftragen, der UNO mitzuteilen, dass die Schweiz
jegliche Ausweitung des Flüchtlingsbegriffs auf klimatisch bedingte Fluchtgründe
ablehne. Im Asylgesetz werden Flüchtlinge als Personen definiert, die aufgrund ihrer
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder
wegen ihrer politischen Anschauungen ernsthaften Nachteilen ausgesetzt sind oder
begründete Furcht haben, solchen Nachteilen ausgesetzt zu werden. Nationalrat Buffat
erklärte, dass diese Nachteile «an die Person an sich gebunden» seien, womit eine
Anerkennung klimatisch bedingter Fluchtgründe nicht mit dem Flüchtlingsstatus in
bestehenden völkerrechtlichen Verträgen und der Schweizer Rechtsprechung vereinbar
sei. 
Der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme fest, dass er die Schaffung eines Asylstatus
für sogenannte «Klimamigranten» oder eine Ausweitung der Genfer
Flüchtlingskonvention inklusive Änderung des Schweizer Asylrechts nicht befürworte.
Diese Haltung vertrete der Bundesrat auch auf internationaler Ebene. Da eine derartige
Anpassung der Flüchtlingskonvention aber nicht abzusehen sei, müsse man sich auch
nicht proaktiv dazu positionieren. Die Schweiz setze sich im Rahmen verschiedener
Initiativen für eine Verbesserung des Schutzes von Personen ein, die aufgrund von
Naturkatastrophen oder den Folgen des Klimawandels ihre Heimatregion oder gar ihr
Heimatland verlassen müssen. Auch im Präventionsbereich der
Katastrophenverhinderung sei man aktiv, erklärte der Bundesrat. Aufgrund der
fehlenden Dringlichkeit beantragte er die Ablehnung der Motion. 

In der Frühjahrssession 2023 wies Motionär Buffat den Nationalrat darauf hin, dass der
UNO-Migrationspakt den Klimawandel mehrfach als Migrationsgrund bezeichne. Daraus
schloss er, dass ein politischer Wille bestehen müsse, den Inhalt des Flüchtlingsbegriffs
auszuweiten. Er warnte, dass die Schweiz ihre humanitäre Tradition nur erhalten könne,
wenn diese einigermassen realistisch bleibe. Die Schweiz müsse diese grundlegende
Veränderung des Flüchtlingsbegriffs verhindern, weil, wie er befürchtete, der
Klimawandel in Afrika – wo die Bevölkerung schnell wachse und der Trend zur Migration
nach Europa stark sei – als Argument zur Rechtfertigung für Asylanträge verwendet
werden könnte. Bundesrätin Baume-Schneider erklärte der grossen Kammer, dass die
Schweiz über die rechtlichen Grundlagen verfüge, um den Schutz von Personen, deren
Rückkehr nicht zumutbar sei, gewährleisten zu können. Da eine Revision der
Flüchtlingsdefinition auf internationaler Ebene derzeit nicht aktuell sei, sehe der
Bundesrat keinen Grund, die zuständigen UNO-Gremien über die Schweizer Position zu
informieren. Die Regierung lehne die Motion daher ab. Auch die Mehrheit des
Nationalrats sah keinen Handlungsbedarf und lehnte den Vorstoss mit 109 zu 77
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen der SVP- und FDP-Fraktionen ab. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2023
AMANDO AMMANN

FDP-Ständerat Damian Müller (fdp, LU) forderte im Februar 2023 mittels einer Motion
eine «Intervention in Brüssel, damit Italien endlich das Dublin-Abkommen einhält».
Müller monierte, dass Italien seit Dezember 2022 keine Überstellungen im Rahmen des
Dublin-Abkommens mehr annehme, angeblich aus «plötzlich aufgetretenen
technischen Gründen, die mit fehlenden Aufnahmekapazitäten» zusammenhängen. Er
verlangte vom Bundesrat, dass dieser das Parlament über die genaue Anzahl der
dadurch nicht rücküberführten Personen informiere; dass er Staaten des Dublin-
Abkommens suche, die das Anliegen der Schweiz unterstützen; dass er formell beim Rat
der Justiz- und Innenministerinnen und -ministern der EU interveniere, um eine
Diskussion über die Einhaltung des Abkommens durch Italien zu lancieren; und dass er
die Europäische Kommission dazu auffordere, Massnahmen zu ergreifen, um Italien zur
Einhaltung des Abkommens zu zwingen. 
Der Bundesrat gab in seiner Stellungnahme zu verstehen, dass er das Motionsanliegen
teile, wandte jedoch ein, dass Italien aufgrund der hohen Flüchtlingszahlen im
Mittelmeerraum einen sechsmonatigen Ausnahmezustand erklärt habe. In dieser Zeit
wolle die italienische Regierung besondere Massnahmen zur Steuerung der Migration
ergreifen und finanzieren. Die Frist für die Überstellung von Dublin-Fällen laufe jedoch
sowieso erst nach sechs Monaten aus und könne mittels einer Beschwerde oder im

MOTION
DATUM: 05.06.2023
AMANDO AMMANN
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Falle eines Untertauchens der Betroffenen verlängert werden. Dementsprechend
können die in der Schweiz betroffenen Asylsuchenden auch nach Ablauf des
Ausnahmezustandes überstellt werden. Die Schweiz engagiere sich jedoch auf
bilateraler und multilateraler Ebene dafür, die Überführungen möglichst rasch wieder
aufzunehmen. Diese Forderung habe man gemeinsam mit anderen Dublin-Staaten bei
der Europäischen Kommission deponiert. Zudem hätten Bundesrätin Baume-Schneider
und Bundesrat Cassis das Thema auf Ministerstufe in Rom und Brüssel angesprochen,
und des Weiteren stehe das SEM in Kontakt mit den zuständigen italienischen
Behörden. Aufgrund der bereits laufenden Arbeiten beantragte der Bundesrat die
Ablehnung des Vorstosses. 

Der Ständerat setzte sich in der Sommersession 2023 mit der Motion auseinander.
Damian Müller zeigte sich enttäuscht darüber, dass der Bundesrat unterdessen davon
ausgehe, dass sich die Situation erst im Frühjahr 2024 normalisiere. Müller wies darauf
hin, dass nicht nur Italien, sondern auch die Schweizer Kantone Mühe hätten,
Unterbringungsmöglichkeiten für Asylsuchende zu finden, und forderte rasches
Handeln. Auch SVP-Parteipräsident Chiesa (svp, TI) beklagte sich über den Verstoss
Italiens gegen das Dublin-Abkommen und bezeichnete die in der Schweiz auf die
Überführung wartenden Asylsuchenden als «illegale Migranten». Die SP-Ständeräte
Sommaruga (sp, GE) und Stöckli (sp, BE) befanden die Motion indes für nicht erheblich,
da ihr Anliegen durch den Bundesrat bereits aufgegriffen worden sei. Bundesrätin
Baume-Schneider warb um Verständnis für die gravierende Situation in Italien, wo die
Zahl Asylsuchender im Vergleich zum Vorjahr um 300 Prozent angestiegen sei. Die
Schweiz müsse Solidarität zeigen, was aber nicht heisse, dass man sich nicht für die
Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen starkmache. Die Bundesrätin versprach, das
Parlament zu informieren, sobald es formelle Antworten von Italien oder der
Europäischen Kommission gebe, und beantragte die Ablehnung der Motion. Damian
Müller fand jedoch mit seinem Anliegen Gehör bei den Mitgliedern der FDP-, SVP- und
einem Grossteil der Mitte-Fraktion, welche die Motion mit 23 zu 14 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) annahmen. 2

Der Beitritt zum Haager Gerichtsstandsübereinkommen hatte in der Herbstsession
2023 in der kleinen Kammer einen guten Stand. Nachdem Lisa Mazzone (gp, GE) und
Justizministerin Baume-Schneider die Vorlage vorgestellt hatten, wurde Eintreten ohne
Gegenantrag beschlossen. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf
einstimmig an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Beitritt zum Haager
Gerichtsstandsübereinkommen. Auch im Zweitrat war das Geschäft unumstritten.
Nachdem Min Li Marti (sp, ZH) und Raphaël Mahaim (gp, VD) die Vorlage seitens der RK-
NR vorgestellt und Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider auf ein Votum
verzichtet hatte, wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen. In der Detailberatung
wurden keine Änderungen an der Vorlage vorgenommen. In der Gesamtabstimmung
nahm die grosse Kammer das Geschäft schliesslich einstimmig an. Auch in den
darauffolgenden Schlussabstimmungen demonstrierten die beide Räte
Einstimmigkeit. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat widmete sich in der Wintersession 2023 dem Umgang der Schweiz mit
der Hamas. Er diskutierte dabei zuerst die Motion 23.4312 betreffend das Verbot der
Hamas. Die Rednerinnen und Redner verurteilten allesamt den Terror der Hamas
gegenüber Israel. Der Rat und Bundesrätin Baume-Schneider waren sich einig, dass die
Hamas verboten und die Motion angenommen werden soll. Es gab einzig noch einige
Rückfragen zum Verfahren respektive, ob eine Vernehmlassung zu diesem Verbots-
Gesetz nötig sei oder nicht. Die Justizministerin betonte, dass dem Bundesrat eine
tiefgreifende Debatte und eine breite Unterstützung für das Gesetz wichtig sei, weshalb
er am ordentlichen Vernehmlassungsverfahren festhalten wolle. Anschliessend wurde
die Motion stillschweigend angenommen.
Einige Tage bevor die grosse Kammer diesen Vorstoss behandelte, hatte der Ständerat
bereits eine identische Motion seiner Kommission angenommen, daher wurde die
Motion zum Verbot der Hamas durch diesen nationalrätlichen Entscheid definitiv
überwiesen.

Als nächstes Geschäft behandelte der Nationalrat das Postulat 23.4313 der SiK-NR zu

MOTION
DATUM: 19.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sanktionen gegenüber der Hamas. Wie Kommissionssprecher Thomas Rechsteiner
(mitte, AI) erläuterte, soll der Bundesrat mit der Überweisung des Postulats angehalten
werden, einige Fragen zum geplanten Verbot der Hamas sowie zu Sanktionen gegenüber
dieser Organisation detailliert abzuklären. Elisabeth Baume-Schneider erläuterte
seitens des Bundesrates, dass dieser das Postulat als erfüllt betrachte, da sich die
beiden Räte sowie der Bundesrat nun selber bereits für ein solches Verbot
ausgesprochen hatten und die Regierung damit begonnen habe, ein entsprechendes
Gesetz auszuarbeiten. Die im Postulat aufgeworfenen Fragen würden im Rahmen der
Botschaft zu diesem Gesetz behandelt. Der Nationalrat hielt aber an der Haltung der
SiK-NR fest und nahm das Postulat einstimmig an. 5

Die Motion  «Intervention in Brüssel, damit Italien endlich das Dublin-Abkommen
einhält» von Damian Müller (fdp, LU) wurde in der Wintersession 2023 vom Nationalrat
behandelt. SPK-NR-Sprecher Gerhard Pfister (mitte, ZG) erläuterte, dass die Motion im
Interesse der Schweiz sei, da sie darauf abziele, dass Italien seine Verpflichtungen zur
Rücknahme von Asylsuchenden einhält. Dafür brauche es gemäss Kommissionsmehrheit
eine stärkere Einflussnahme der Schweiz auf europäischer Ebene. Céline Widmer (sp,
ZH) vertrat die Minderheit der Kommission, welche auf Ablehnung der Motion plädierte.
Sie erachtete die Motion als erfüllt, da die verlangten Zahlen zum Rücknahmestop
bereits geliefert worden seien und die Schweizer Regierung auf bilateraler sowie
multilateraler Ebene bereits alles Mögliche unternehme, um «gegen diesen unschönen
Zustand» vorzugehen. Auch Justizministerin Baume-Schneider empfahl die Motion zur
Ablehnung, da sie bereits umgesetzt werde.
In der anschliessenden Abstimmungen wurde die Motion mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen angenommen. Die ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen. 6

MOTION
DATUM: 19.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Beziehungen zur EU

Obwohl sie im März 2021 eingereicht worden war, beschäftigte sich der Nationalrat erst
in der Frühjahrssession 2023 mit der Motion von Piero Marchesi (svp, TI). Mit dieser
verlangte der SVP-Nationalrat, Artikel 14 des Freizügigkeitsabkommens anzuwenden
und die Personenfreizügigkeit im Kanton Tessin und in den am stärksten von der
Corona-Krise betroffenen Regionen vorläufig auszusetzen. Zwar war der Höhepunkt
der Covid-Pandemie, deren wirtschaftliche Konsequenzen am Ursprung der Motion
gestanden hatten, bei der Debatte der Motion im Nationalrat bereits ausgestanden,
doch Motionär Marchesi argumentierte, dass das Anliegen seines Vorstosses weiterhin
Gültigkeit besitze. Der Kanton Tessin leide unter den strukturellen Problemen, die das
Freizügigkeitsabkommen mit sich gebracht habe. So sei seit 2002 vor allem im tertiären
Sektor ein starker Anstieg an Grenzgehenden zu beobachten. Unterdessen übersteige
die Zahl der ausländischen Arbeitnehmenden jene der Schweizer Arbeitskräfte und die
ILO-Arbeitslosenquote im Tessin sei beinahe doppelt so hoch wie im Schweizer
Durchschnitt, führte Marchesi aus. Seit Inkrafttreten des Freizügigkeitsabkommens
beobachte man im Tessin eine stetige Verschlechterung der Arbeitsmarktbedingungen,
die soziale Probleme zur Folge habe und den Kanton für junge Menschen unattraktiver
mache. Marchesi erklärte, dass er nicht die Abschaffung des Freizügigkeitsabkommen
verlange, sondern nur eine Lösung für eine Randregion finden wolle, die mehr als
andere unter den Auswirkungen der Personenfreizügigkeit leide. Bundesrätin Elisabeth
Baume-Schneider versicherte der grossen Kammer, dass sich der Bundesrat der
Besonderheiten und Schwierigkeiten des Tessins bewusst sei und diese ernst nehme.
Sie hielt jedoch entgegen, dass sich die wirtschaftliche Situation im Tessin seit der
Einreichung der Motion verbessert habe und auch die von Marchesi angesprochene
Arbeitslosigkeit zurückgegangen sei. Angesichts dieser neuen Ausgangslage halte es der
Bundesrat nicht für angezeigt, den Gemischten Ausschuss Schweiz-EU einzuberufen,
um gemäss Artikel 14 des Freizügigkeitsabkommens «geeignete Abhilfemassnahmen»
prüfen zu lassen. Eine Begrenzung der Zuwanderung aus der EU würde das für die
Normalisierung der Wirtschaftslage notwendige Wachstum nach der Pandemie bremsen
und gewisse Wirtschaftssektoren belasten, beispielsweise den Pflegebereich. Der
Nationalrat lehnte die Motion mit 135 zu 53 Stimmen ab, wobei nur die SVP-Fraktion für
Annahme der Motion stimmte. 7

MOTION
DATUM: 16.03.2023
AMANDO AMMANN
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Die Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands zur finanziellen Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik stand in der Wintersession 2023 auf dem Programm
des Nationalrates, der die Vorlage als Erstrat beriet. Min Li Marti (sp, ZH) und
Jacqueline de Quattro (fdp, VD) stellten die Vorlage seitens der SPK-NR vor. Sie
berichteten, dass in der Kommissionssitzung einige kritische Fragen zur Vorlage gestellt
wurden, zum einen zur Höhe und zur weiteren Entwicklung der Kosten für die Schweiz,
zum anderen zu Menschenrechtsverletzungen an den Schengen-Aussengrenzen. Diese
beiden Thematiken wurden dann auch in den Fraktionsvoten der SVP respektive der
Grünen aufgegriffen. Während die SVP-Fraktion aufgrund der ihres Erachtens unfairen
Kostenschlüssels zulasten der Schweiz und des nicht funktionierenden Grenzschutzes
gar nicht erst auf die Vorlage eintreten wollte (Minderheit Hess; svp BE), berichtete
Marionna Schlatter (gp, ZH) seitens der Grünen-Fraktion, dass diese einen
Solidaritätsbeitrag an die besonders belasteten Staaten an den EU-Aussengrenzen im
Grundsatz befürworte, solange garantiert werde, dass die Gelder nicht zur Anwendung
von menschenrechtswidrigen Praktiken verwendet werden. Aufgrund dieses Vorbehalts
werde sich ein Grossteil der Fraktion der Stimme enthalten. Für die SP-Fraktion wies
Priska Seiler Graf (sp, ZH) darauf hin, dass ihre Partei hinter der Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstandes stehe. Auch die SP-Fraktion bitte jedoch den Bundesrat
darauf hinzuarbeiten, dass «keine Schweizer Gelder an Staaten fliessen, welche
systematisch Pushbacks durchführen.» Die FDP- und die Mitte-Fraktion sprachen sich
vorbehaltlos für die Vorlage aus. Anschliessend verteidigte Justizministerin Elisabeth
Baume-Schneider den Verteilschlüssel: Dieser richte sich nach dem BIP der
teilnehmenden Staaten, entsprechend sei es legitim, dass die Schweiz einen höheren
Beitrag als andere Länder leiste. Zudem profitiere die Schweiz stark von effizienteren
Kontrollen an den Schengen-Aussengrenzen, da diese zur Sicherheit der Schweiz
beitrügen. Hinsichtlich der Bedenken der Grünen und der SP hielt Baume-Schneider
fest, dass der Bundesrat die Einhaltung der Menschenrechte als äusserst wichtig
erachte. Er habe daher unter anderem zwei Experten in das Grundrechtsbüro von
Frontex entsandt.
Nach diesen Voten stimmte die grosse Kammer über Eintreten ab. Mit 103 zu 65
Stimmen bei 21 Enthaltungen trat der Nationalrat auf das Geschäft ein. Die ablehnenden
Stimmen stammten wie angekündigt von der SVP-Fraktion, die Enthaltungen von den
Grünen. Mit einem sehr ähnlichen Stimmenverhältnis (105:65; 21 Enthaltungen) wurde
die Vorlage in der anschliessenden Gesamtabstimmung gutgeheissen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im September 2022 reichte Marco Romano (mitte, TI) eine Motion ein, mit der er vom
Bundesrat ein Abkommen zwischen der Schweiz und Österreich zur erleichterten
Rückübernahme im Migrationsbereich forderte. Dieses solle sich am entsprechenden
Abkommen mit Italien orientieren. Das Abkommen mit Italien erleichtere sowohl die
Rückübernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt an der Grenze zwischen den
zwei Staaten, wie auch deren Durchreise im Rahmen internationaler Massnahmen zur
Verhinderung der illegalen Einwanderung. Aufgrund der positiven Erfahrungen und
angesichts der Migrationsströme auf den Balkanrouten hätten auch die Schweiz und
Österreich ein Interesse an einem derartigen Abkommen, argumentierte Romano. 
Der Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass seit dem 1. Januar 2001 ein
Rückübernahmeabkommen mit Österreich in Kraft sei, wobei die Anpassung und
Ergänzung desselbigen weiterhin ein offenes Anliegen der Schweiz sei. Österreich
erachte die Verhandlungen aber nicht als prioritär, da die österreichischen
Aufnahmeeinrichtungen derzeit überlastet seien. Im Rahmen der geplanten Anpassung
des Schengener Grenzkodex sei jedoch vorgesehen, den Abschluss wirksamerer
Rückübernahmeabkommen auf bilateraler Ebene zu ermöglichen. Dies werde sich
möglicherweise positiv auf die Verhandlungen mit Österreich auswirken, so die
Hoffnung des Bundesrates. Die Bekämpfung der irregulären Sekundärmigration sei ein
gemeinsames Anliegen der beiden Länder, weshalb im September 2022 auch ein
Aktionsplan vorgestellt worden sei. Ziel dieses Aktionsplans sei die Lancierung einer
migrationspolitischen Initiative auf europäischer Ebene, um die Westbalkanstaaten zu
einer strengeren Visumspolitik zu bewegen. Angesichts des erkannten Problems und
der zurzeit blockierten Verhandlungen mit Österreich beantragte der Bundesrat die
Ablehnung der Motion. 

Der Nationalrat befasste sich während der ausserordentlichen Session zum Thema
Migration 2023 mit dem Vorstoss. Motionär Romano warb für eine «menschliche
Migrationspolitik», welche die humanitäre Tradition der Schweiz hochhalte. Im Bereich
der Rückkehr von Migrantinnen und Migranten sei eine Beschleunigung der Prozesse

MOTION
DATUM: 14.06.2023
AMANDO AMMANN
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notwendig, da die Zahl der Verfahren immer weiter steige. Bundesrätin Baume-
Schneider verwies auch im Parlament auf das bestehende Abkommen mit Österreich,
räumte aber ein, dass dieses keine erleichterte Rückübernahme von in der Schweiz
aufgegriffenen Migrantinnen und Migranten aus Österreich ermögliche. Da die Chancen
schlecht stünden, dass Österreich demnächst einer Erneuerung des Abkommens
zustimmen könnte, bekräftigte sie im Namen des Gesamtbundesrates die Ablehnung
der Motion. Der Nationalrat nahm die Motion jedoch mit 105 zu 81 Stimmen an – gegen
der Willen der SP, der GLP und der Grünen. 9

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Abkommen zwischen
der Schweiz und Panama über Rechtshilfe in Strafsachen. Carlo Sommaruga (sp, GE)
erläuterte den Inhalt des Abkommens seitens der zuständigen RK-SR. Der Genfer SP-
Ständerat fasste zusammen, dass das Abkommen eine bessere Bekämpfung der
internationalen Kriminalität ermögliche, gleichzeitig die Rechte der Beschuldigten
wahre sowie auch die Grundsätze der Schweizer Rechtsordnung beachte. Die
Kommission schlage einstimmig Eintreten und Annahme des Abkommens vor. Nachdem
auch Justizministerin Baume-Schneider für die Genehmigung des Abkommens
plädierte, schritt die kleine Kammer zur Abstimmung. Eintreten war unbestritten und
auch in der Gesamtabstimmung wurde das Geschäft einstimmig angenommen. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Motion Romano (mitte, TI) für ein Abkommen zwischen der Schweiz und Österreich
zur erleichterten Rückübernahme im Migrationsbereich wurde in der Wintersession
2023 vom Ständerat behandelt. SPK-SR-Sprecher Daniel Fässler (mitte, AI) erläuterte,
dass die Kommission mit 7 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung beantragt hatte, die Motion
anzunehmen, da sie die Ansicht vertrete, dass das Parlament mit diesem Vorstoss dem
Bundesrat den Rücken stärke. Die Minderheit Jositsch (sp, ZH) hingegen vertrat die
Ansicht, dass die Motion nicht nötig sei. Auch der Bundesrat empfahl weiterhin die
Ablehnung der Motion. Justizministerin Baume-Schneider führte aus, dass sie
regelmässig mit ihrem Amtskollegen in Österreich in Kontakt sei, dieser habe jedoch
immer wieder erläutert, dass Österreich derzeit kein neues Abkommen abschliessen
könne. In der Abstimmung sprach sich die kleine Kammer mit 23 zu 13 Stimmen für die
Motion aus und überwies diese damit an den Bundesrat. 11

MOTION
DATUM: 20.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Entwicklungspolitik

Im September 2021 reichte Nationalrätin Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) eine
Motion ein, mit der sie vom Bundesrat die Schaffung zusätzlicher Resettlement-
Kontingente für die Aufnahme afghanischer Flüchtlinge, insbesondere von Frauen,
forderte. Resettlement bezeichnet die dauerhafte Neuansiedlung besonders
schutzbedürftiger Geflüchteter in einem zur Aufnahme bereiten Drittstaat. Die
Motionärin verwies auf verschiedene Kantone, Gemeinden und Städte, die ihre
Bereitschaft zur Aufnahme von mehr afghanischen Flüchtlingen kundgetan hätten. Der
Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass das Resettlement-Programm 2020/21
die Aufnahme von bis zu 1600 besonders vulnerabler Flüchtlinge vorsehe und auch für
die Jahre 2022/23 ein Kontingent von bis zu 1600 Resettlement-Flüchtlingen
beschlossen worden sei. Der Bundesrat gab jedoch zu Bedenken, dass zurzeit die Hilfe
vor Ort im Vordergrund stehe, also der Schutz von intern Vertriebenen und von
afghanischen Bürgerinnen und Bürgern, die in Nachbarländern Schutz suchten. Dafür
setze der Bund seit September 2021 Beiträge in der Höhe von CHF 33 Mio. ein, wovon
CHF 23 Mio. über einen Nachtragskredit finanziert werden. Bis Ende 2022 soll die
afghanische Bevölkerung mit rund CHF 60 Mio. unterstützt werden. Aus diesen
Gründen beantragte die Exekutive die Ablehnung der Motion. 

Der Nationalrat befasste sich in der Sondersession 2023 mit der Motion. Nationalrätin
Broggini appellierte an den Rat, den afghanischen Frauen zusätzlichen Schutz vor dem
Taliban-Regime zu gewähren, welches mit seiner gewaltsamen Machtübernahme die
letzten Jahrzehnte der Demokratisierung und der Emanzipation der Frauen bedrohe.
Frauen seien besonders schutzbedürftig und die Hilfe vor Ort reiche schlicht nicht aus,
so die Motionärin. Bundesrätin Baume-Schneider räumte zwar ein, dass sich gewisse
Städte in Zusammenarbeit mit NGOs zur Aufnahme von Geflüchteten bereit erklärt
hätten, bei der Frage der finanziellen Beteiligung herrsche jedoch wenig Klarheit. Die
Schweiz habe seit 2021 insgesamt 602 Personen aus Afghanistan aufgenommen. Seit
dem Ausbruch des Ukraine-Kriegs im Februar 2022 und dem daraus resultierenden

MOTION
DATUM: 04.05.2023
AMANDO AMMANN
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Anstieg der Asylgesuche stehe die Schweiz unter starkem internen und externen Druck,
weswegen der Sonderstab Asyl einen Aufnahmestopp per 1. April 2023 für das
Ressetlement-Programm beschlossen habe. Das EJPD bereite jedoch ein neues
Programm zuhanden des Bundesrates vor. Der Nationalrat folgte schliesslich der
Empfehlung des Bundesrates und lehnte die Motion mit 98 zu 85 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) ab. Die Ja-Stimmen stammten mehrheitlich von den Fraktionen der SP,
der Grünen und der Grünliberalen. 12

1) AB NR, 2023, S. 598 f.; Mo. 21.3255
2) AB SR, 2023, S. 463 ff.; Mo. 23.3031
3) AB SR, 2023, S. 949 f.
4) AB NR, 2023, S. 2207 ff.; AB NR, 2023, S. 2617 f.; AB SR, 2023, S. 1293
5) AB NR, 2023, S. 2470 ff.; AB NR, 2023, S. 2472 f.
6) AB NR, 2023, S. 2456 ff.
7) AB NR, 2023, S. 599 f.
8) AB NR, 2023, S. 2209 ff.
9) AB NR, 2023, S. 1337ff.; Mo. 22.4186
10) AB SR, 2023, S. 1146 ff.
11) AB SR, 2023, S. 1250 ff.
12) AB NR, 2023, S. 897 f.; Po. 21.4054
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